Grundlagen der Privatrechtsvergleichung und des Einheitsprivatrechts 

(UNCITRAL und Vienna Sales Convention) 


I. EINHEITSPRIVATRECHT – UNCITRAL

Auf dem Gebiet des Privatrechts bemühen sich zahlreiche Institutionen um Rechtsvereinheitlichung. Beispiele dazu ist die Kommission der Vereinten Nationen für das internationale Handelsrecht – UNCITRAL (The United Nations Commission on International Trade Law)
UNCITRAL stellt eine Kommission für internationales Handelsrecht der vereinten Nationen dar und arbeitet daran einheitliche internationale Normen und Standards im internationalen Handelsrecht zu entwickeln.
Die Kommission hat ihren Sitz in Wien besteht aus 36 Mitgliedsstaaten, die von der Generalversammlung für sechs Jahre gewählt werden. 

Von der Kommission wurden drei Arbeitsgruppen (working groups) gegründet, deren Hauptaufgabe darin besteht die wesentlichen Themen der Kommission im Vorhinein auszuarbeiten. 

In jährlichen Sitzungen wird die Leistung der Kommission bzw. der Arbeitsgruppen an UN-Hauptsitzen in New York und Wien vorgestellt. Abhängig von der Bedeutung des Themas werden von jeder Arbeitsgruppe ein bis zwei Sitzungen abgehalten. Neben den Mitgliedsstaaten sind auch alle Nicht-Mitgliedsstaaten und Internationale Organisationen dazu eingeladen an den Sitzungen teilzunehmen. Diese Beobachter haben darüber hinaus die Erlaubnis sich im selben Ausmaß wie Mitgliedsstaaten an Diskussionen zu beteiligen. 
Die Arbeitsgebiete der Kommission umfassen:

· Internationaler Warenkauf und damit verbundene Durchführung

In diesen Bereich fällt schon vorhin besprochenen Übereinkommen über das Recht des grenzüberschreitenden Warenkaufs (CISG)

· Internationaler Transport von Gütern
· „Hamburg-Regeln“ aus dem Jahr 1978:  

Dieses Übereinkommen regelt die Rechte und Pflichten, die beim Versand von Waren per Schiff entstehen, derzeit gibt es 25 Mitgliedsstaaten.

· Internationales Abkommen für Schieds- und Einigungsverfahren

· Öffentliches Vergaberecht

· Mustergesetz über die Vergabe von Gütern, Infrastruktur und Dienstleistungen (1994)

Es soll andere Staaten bei der Reformierung und Modernisierung des öffentlichen Vergaberechts unterstützen. Mustergesetz enthält Verhaltensweisen in Bezug auf Wettbewerb, Transparenz, Fairness und Objektivität im Vergabeprozess.

· Vertragskonstruktionen 

z.B. von Verträgen im industriellen Bereich

· Internationale Zahlungen

· Elektronischer Handel

CLOUT (Case law on UNCITRAL Texts)
CLOUT ist ein von UNCITRAL gegründetes System zur Sammlung von Informationen zu Gerichtsentscheidungen. Zweck dieses Systems ist die Förderung des internationalen Bewusstseins in Bezug auf Rechtstexte der Kommission und eine  Erleichterung zur einheitlichen Interpretation und Anwendung. 
Hilfe und Ausbildung im Internationalen Handelsrecht für andere Länder
UNCITRAL bietet Ländern die es in Erwägung ziehen Rechtstexte der Kommission aufzunehmen neben allgemeinen Rat auch fachgerechte Unterstützung. Außerdem werden von der Kommission eigens dafür geschaffene Seminare des Handelsrechts angeboten, die auf nationaler und regionaler Ebene das Wissen über UNCITRAL und deren Arbeit fördern soll. Diese Seminare werden vor allem in Entwicklungsländern abgehalten. 
II. RECHTSVERGLEICHUNG
Die Rechtswissenschaft wurde durchwegs als eine nationale Wissenschaft angesehen. Mittlerweile ist die Einbindung einer nationalen Rechtsordnung in einen globalen Kontext eine Notwendigkeit geworden, vor allem durch technische und kommunikationstechnologische Entwicklungen. Auch das Internet hat dem Internationalen Privatrecht einen neuen Anwendungszweck in Bezug auf die Rechtsvergleichung gegeben. 
Aber auch die ständige Erweiterung und Veränderung der Europäischen Gemeinschaft bietet einen Grund sich mit fremden Rechtsordnungen zu befassen. 

Rechtsvergleichende Fragen werden nämlich immer dann häufiger gestellt, wenn die wirtschaftlichen und persönlichen Beziehungen intensiver mit anderen Ländern in Verbindung treten. 

Rechtsvergleichung findet aber auch dann Platz, wenn Teile des eigenen Rechts als reformbedürftig angesehen werden und auf soziale Fragestellungen keine hinreichenden Antworten gefunden werden. 
Aber auch der Neuordnung von nationalem Recht kann ein Blick auf verwandte Rechtsordnungen von Nutzen sein. Denn bei der Befassung mit fremden Recht erkennt man vielleicht wertvolle Lösungsvorschläge, die auch für die eigne Rechtsordnung von großer Bedeutung sein können. Aus diesem Grund wird die Rechtsvergleichung neben der Rechtsdogmatik als anerkannte juristische Methode gesehen. Sie ist vor allem für die Privatrechtsvergleichung geeignet, aber nur wenn sie in methodisch einwandfreier Weise angewandt wird.
Als eigenständiger Teilbereich der Rechtswissenschaft existiert die Rechtsvergleichung erst seit dem 1900. Im Jahr der Pariser Weltausstellung fand in diesem Rahmen der erste Internationale Kongress für Rechtsvergleichung statt. Durch die damalige Industrialisierung, den weltweiten Handel und den Massenverkehr glaubte man ein „Weltrecht“ zu benötigen um ein gesellschaftliches Zusammenleben zu sichern. Eine tatsächliche Verwirklichung sieht man allerdings nur in Bereich des grenzüberschreitenden Warenkaufs und dem Personen- und Güterverkehr - welches durch die technische Entwicklung im Verkehrswesen und der grenzüberschreitenden Verflechtung der Wirtschaft ausgelöst wurde. 
Einer gängigen Definition zufolge ist Rechtsvergleichung die übernationale Beschäftigung mit nationalen Rechten. 
Rechtsvergleichung ist also kein eindeutig abgegrenztes und definiertes Teilgebiet des Rechts es ist vielmehr eine wissenschaftliche Methode, die auf alle Bereiche des Rechts bezogen werden kann. Zweck dieser Methode ist es, die Charakteristika verschiedner Rechtsordnungen in Beziehung zu setzen und nachvollziehbare Zusammenfassungen der einzelnen Rechtsordnungen zu schaffen. 
Arten der Rechtsvergleichung
1. Makrovergleichung und Mikrovergleichung

· Makrovergleichung:

Beschäftigung mit dem Rechtssystem als Ganzes – dazu zählen die historische Entwicklung, juristische Denk- und Verfahrensweisen, Prinzipien der Gesetzesinterpretation und die Ablaufschema der Gerichtsverfahren.

· Mikrovergleichung:

Beschäftigung mit speziellen Rechtsnormen oder Rechtsinstituten und wird daher auch „Institutionenvergleichung“ genannt. Hier werden eng umgrenzte Details einer Rechtsordnung mit denen einer anderen Rechtsordnung verglichen. Dies muss aber immer im Zusammenhang mit anderen Normen geschehen werden – die Wortbedeutung darf nicht isoliert gesehen werden.

Entscheidend ist die Funktionalität eines Rechtsinstituts und nicht identische Bezeichnung in einer fremden Rechtsordnung. 

Somit ist nur die „funktionelle Methode“ der Rechtsvergleichung Ziel führend. Diese Methode besagt, dass Recht ein Instrument der sozialen Organisation ist und zur Steuerung der gesellschaftlichen Prozesse dient. Man geht also von einem konkreten sozialen Problem aus, untersucht, wie dieses Problem in einer fremden Rechtsordnung gelöst wird und zieht somit Rückschlüsse auf das eigene Recht. 
Grenzen dieser Methode finden sich bei der Vergleichung von Rechtsordnungen mit unterschiedlichen Gesellschaftssystemen. 

2. Angewandte und dogmatische Rechtsvergleichung 

· Angewandte Rechtsvergleichung:

Sie hat vor allem einem praktischen Zweck, den der Gesetzgeber bei Novellierungen oder Neuordnungen von juristischen Teilgebieten nutzt.
· Dogmatische Rechtsvergleichung:

Sie betrachtet die Rechtssetzung bzw. Rechtsanwendung aus einem rein wissenschaftlichen Interesse und hat keinen praktischen Hintergrund. 
3. Intersystemare Rechtsvergleichung
Beschäftigt sich mit der Vergleichung von Rechtsordnungen mit unterschiedlicher ideologischer Grundlage, z.B. die die Grenze zwischen europäischer und islamischer Rechtstradition. 
Ähnliche Wissensgebiete

· Auslandsrechtskunde
Studium fremder Rechte mit dem Ziel sich Kenntnisse über Teilbereiche einer fremden Rechtsordnung anzueignen. Auslandrechtskunde ist vor allem im Privatrecht von Nutzen aufgrund der wirtschaftlichen Verflechtungen und dem Abbau von Handelshemmnissen. 

· Internationales Privatrecht (IPR)

Ist ein Zweig des nationalen Rechts und ist in überwiegend nationalen Gesetzen geregelt; in Österreich: IPR-Gesetz 1978, EVÜ (Europäischen Vertragsübereinkommen, 1998).

Das IPR regelt Sachverhalte mit Auslandberührung und gibt Auskunft, welches von mehreren in Frage kommenden Rechten zur Anwendung kommt. Das IPR ist Kollisionsrecht und eine und gibt gleichzeitig Auskunft über die Zuständigkeit von Rechtsordnungen:
· Internationales Zivilprozessrecht

Beschäftigt sich mit der gerichtlichen Zuständigkeit für internationale Zivilverfahren und der Anerkennung und Vollstreckung von ausländischen Gerichtsurteilen – es ist innerhalb der EU vereinheitlicht. 

· Völkerrecht
Regelt die Beziehungen der Staaten und anderer Völkerrechtssubjekten, insbesondere der internationalen Organisationen. Es besteht hauptsächlich aus multilateralem und bilateralem Vertragsrecht und Gewohnheitsrecht.

· Rechtsgeschichte
· Rechtsethnologie

· Europarecht:

· Im weiteren Sinn: Recht aller europäischen internationalen und supranationalen Organisationen, wie z.B.: Europarat, Europäische Union

· Im engeren Sinn: Europäisches Gemeinschaftsrecht
· Rechtssoziologie:

Wissenschaft von den Wechselbeziehungen zwischen der Gesellschaft und dem Recht. Ziel ist die Erforschung der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen des Rechts sowie gesellschaftlichen Wirkungen des Rechts. K

Lehre von den Rechtskreisen

Den Hauptpunkt der allgemeinen rechtsvergleichenden Wissenschaft bildet allerdings die Lehre von den Rechtskreisen, die es sich zur Aufgabe gemacht hat die einzelnen Rechtsordnungen zu größeren Einheiten zusammenzufassen. 
Zahlreiche Versuche wurden von Rechtsgelehrten entworfen, um die vielen Rechtsordnungen dieser Welt in größere Gruppen zusammenzufassen, wie z.B.:
· Arminjon/Nolde/Wolff

· René David

· Michel Fromont

· Rheinstein

· Zweigert/Kötz
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